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Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WAHLER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr ge-

ehrte Damen und Herrenl Eine Gesellschaft ist nur dann stark, wenn junge und ältere

Menschen gleichwertig gefördert und unterstützt werden; denn nur Jung und Alt kön-

nen gemeinsam die Probleme der Zukunft lösen.

lm Hinblick auf die vorausberechnete Zunahme des Anteils der Senioren in der baye-

rischen Gesellschaft ist unser Anliegen eine wichtige Zukunftsaufgabe. Laut dem Sozi-

albericht wird in Bayern die Wachstumsrate bis zum Jahr 2060 mil57 ,7 % deutlich hö-

her als deutschlandweit sein. Das heißt, der Anteil älterer Menschen nimmt immer

mehr zu. Wir müssen daher für elne ausreichende soziale und politische lntegration

der älteren Bevölkerung sorgen.

(Zahlreiche Abgeordnete verlassen den Plenarsaal - Hubert Aiwanger (FREIE

\,VAHLER): \ /ird die Sitzung jetzt aufgelöst, oder wie schaut das aus?)

421011

Durch unseren Gesetzentwurf wollen wir die Senioren in den Kommunen bestmöglich

mitnehmen. Wir haben bereits im Januar im Plenum über einen entsprechenden Ge-

setzentwurf der SPD diskutiert. Dieser Antrag war wichtig und ein Schritt in die richtige

Richtung. Aber ein kleines Problem dabei war auch, dass es in vielerlei Hinsicht, etwa

mit einem neuen Landesbeauftragten, Doppelstru ktu ren und damit Interessenskonflik-

te gab. Es ging auch darum, inwieweit auf diesem Gebiet Kommunen verstärkt belas-

tet werden.
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Wichtig ist auch: Bisher gab es nach Feststellung des Sozialministeriums eine zentrale

lnteressenvertretung für die älteren Bürger, nämlich die Landesseniorenvertretu ng

Bayern - LSVB -, in der zurzeit '191 kommunale Sen iorenvertretu ngen Mitglied sind,

davon 25 von den Landkreisen. Aber es gibt, wie Sie alle wissen, 2.056 Kommunen,

also vergleichsweise zu wenige Sen iorenvertretu ngen. Angesichts der Zahl der Land-

kreise wollen wir noch eine Schippe drauflegen. Wir haben mit der LSVB bereits über

einen betreffenden Gesetzentwurf gesprochen.

Sie werden sich fragen, warum jetzt die FREIEN WAHLER einen neuen Gesetzen!

wurf vorlegen. Wir sehen das Ziel, unsere Senioren politisch bestmöglich zu integrie-

ren, bei Weitem noch nicht erreicht. Wir haben uns deshalb mit der LSVB zusammen-

gesetzt und intensiv überlegt, wie wir die Sache gemeinsam verbessern können. Re-

sultat des Gesprächs der FREIEN WAHLER mit der LSVB ist unser vorliegender Ge-

setzentwurf.

Warum heißt unser Gesetzentwurf "Seniorenmitgestaltu ngsgesetz"? Die Devise heißt

"Mitgestaltung", weil wir ältere Leute ermutigen möchten, sich am politischen Prozess

stärker zu beteiligen; "Mitgestaltung" auch deshalb, weil wir den Stimmen der Senio-

ren ein stärkeres Gewicht geben wollen, weil wir hier den gesetzlichen Rahmen ver-

bessern wollen, weil wir die Erfahrungen und Expertisen der Senioren nutzbar machen

wollen und es sehr viele Problembereiche gibt, die ältere Leute betreffen. Beispiele

hierfür sind Altersarmut, unbezahlbarer Wohnraum, mangelnde Barrierefreiheit, unzu-

reichende wohnortnahe ärztliche Versorgung und Pflegenotstand. Alle diese Punkte
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sind wichtig. Durch ein entsprechendes Sen ioren mitgestaltu ngsgesetz wollen wir die

lnteressen der Senioren noch hörbarer machen. Es ist an der Zeit, unseren Senioren

vermehrt Bedeutung beizumessen. Deshalb wäre es sinnvoll, dieses Begehren in die

Bayerische Verfassung mit aufzunehmen.

Wir wollen aber nicht in die kommunale Selbstverwaltung eingreifen. Das ist der Unter-

schied zwischen unserem Entwurf und den Vorstellungen der Landesseniorenvertre-

tung. Das heißt, wir wollen den Kommunen lediglich empfehlen, eine Vertretung einzu-

richten. Wir verstehen, dass hier die LSVB ein Muss fordert. Aber wir müssen auch

unsere Kommunen, Bürgermeister und Gemeinderäte verstehen, die Eigenständ igkeit

fordern und das Ganze selbst entscheiden wollen.

Ziel ist es aber natürlich, den Senioren eine politische Vertretung zu verschaffen. Die-

se kommunalen Sen iorenvertretu ngen werden Mitglieder der Bayerischen Landesse-

niorenvertretu ng, und deren Mitglieder wählen wiederum den zu bildenden Baye-

rischen Landessenioren rat. Der zu gründende Landessen iorenrat soll folgende Aufga-

ben haben: Unterstützung der Arbeit der kommunalen Sen iorenvertretu ngen, Vertre-

tung der akkreditierten, das heißt der gebündelten und gewichteten lnteressen der Se-

nioren vor Ort und, das ist wichtig, gegenüber der Staatsreg ieru ng. Dadurch werden

die Sorgen und Nöte der älteren Bevölkerung Bayerns kanalisiert und an die höchste

Stelle, an das Sozialministerium und natürlich den Landtag, herangetragen. Hierbei ist

der Landessen iorenrat bei wichtigen sen iorenrelevanten Themen von der Staatsregie-

rung zu unterstützen. Doch der Landessen iorenrat soll nicht nur Rechte, sondern auch
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Pflichten haben. Das heißt, er soll jedes Jahr im Sozialministerium und im Landtag, et-

wa im Soziala ussch uss, über seine Arbeit berichten. Das ist ein sehr wichtiger Punkt.

lch freue mich auf die Beratungen in den Ausschüssen. Unser Gesetzentwurf zielt da-

rauf ab, dass wir uns für die lnteressen der Senioren gemeinsam einsetzen. Wir müs-

sen darauf achten, dass diese Gruppe nicht ausgegrenzt, sondern siärker mitgenom-

men wird.

Unser Gesetzentwurf wird auch von der Landesseniorenvertretung unterstützt; dies

wurde in der Presse konkret mitgeteilt. Das ist wichtig, wenn man etwas erreichen will.

Man hat hier die betreffenden Verbände gefragt. Wenn die sich mit der Sache be-

schäftigenden Verbände damit einverstanden sind, kann dieser Gesetzentwurf der

FREIEN WAHLER nicht falsch liegen.

lch darf zum Schluss an den Vorsitzenden des Sen iorenbeirats, Franz Wölfl, erinnern,

der sagt, die ältere Generation lasse sich nicht mehr mit Sonntagsreden abspeisen, in

denen klar darauf hingewiesen werde, dass die Erfahrungen und die Kompetenzen äl-

terer Menschen für unsere Gesellschaft von unschätzbarem Wert seien. Dies wird in

Reden immer wieder dargelegt. Es geht aber nicht um Sonntagsreden, sondern um

politische Glaubwürdigkeit, also darum, dass den Worten Taten folgen. Unterstützen

Sie deshalb den Gesetzentwurf der FREIEN WAHLER, den die LSVB befürwortet.
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